Bl 


BEN N 2 a III. Sitzungsyeriode. 
SAARGEBIRTES 15. Sitzung. 





 Stenographischer Bericht 


über die am Samstag, den 28. April 193 in der Aula 
der Oberrealschule zu Saarbrücken (Landwehrplatz) 
stattgefundene Sitzung des Landesrätes. 


Der Vorsitzende, Oberregierungsrat Kossmann, 
eröffnet um lO Uhr 30 Minuten die Sitzung. 
Seitens der Regierungskommission ist anwesend; 
Staatskommissar Verwaltungsdirektor Dr.G.A.liesch. 
Entschuldigt fehlen die Mitglieder: 


Gladel (2.) - Felsberg; Hoffmann (S.P.) - Uchtelfangen; 
Kratz (Z) - Neunkirchen; Levacher (2.) - Saarlouis; 
Petri (S.P.) - Neunkirchen; Ringle (S.P.) - Blieskastel; 
Dr.h.e.röchling (L.V.) - Völklingen; Dr.Sender(S.P.) - 
Saarbrücken. 


Auf der Tagesordnung steht als einziger Punkt: 


Begutachtung des Verordnungsentvurfes betr. 


die gesetzliche "ährung im Saargebict. 


Das Wort hat der Berichterstatter Herr Becker! 


Becker: (Z) Meine Damen und Herren! Es liegt mir heute kurz die 
. Pflicht ob, über die Anlage 1 zu $ 1 und über dio Anlage 

2 zu $ 6 zu berichten. Die Anlagen lagen gestern noch 
nicht vor. Die Anlage 1 enthält nur eine Kurze Aufzäh- 
lung der Scheine, die jetzt in Frankreich gültig sind. 
Sie sehen daraus, daß das Gold auch in Frankreich ver- 
schwunden ist. E£s ee sich, daß ich Jhnen die An- 
lage besonders vorlese. Es sind dort Scheine aufgeführt 
von 1000 Franken bis 5 Franken abwärts. 


Veber die Anlage 2 habe ich gestern bereits 8° | 
sagt, daß sie bezweckt die Umstellung der Gesellschaften, 
der Äktiengesellschaften der Gesellschaften m.b.H., der 
"irtschaftsgenossenschaften, zu ermöglichen. Diese Ver- 
ordnung ist bereits veröffentlicht in einer anderen Tas- 
sung am 8. Dezember 1922. Tir betrachten jedoch diese 
Verordnung als here da sie eine Aenderung. bestehen- 
der Gesetze bedeutet und daß sie ohne Genehmigung des 
Landesrats erlassen worden ist. 


‚Die neue Anlage 2 sieht in $ 1 einleitend vor, 
wie die Umstellung vorgenommen werden soll. Es ist an 
einem bestimmten Stichtag cine Eröffnungsbilanz zu zie- 
hen. Die Umwandlung ist möglich, ohne daß ernoute 


Stempelsteuer 
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Eee es ist jeweils das Datum der Einzahlung maßgebend. 


gung maßgebend, während jotzt nach dem neuen Entwurf das 
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Stempelstoeuer ): Alı „win u.ge. ir va:n.in der 
Ko:mission die “bänderung beschlossen, daß hinter "Er- 
verbs= und "irtschaftsgenossenschaften" eingefügt wird 
"und andere juristische Personen". Jn dem Absatz 2 haben 
wir für "die Aufstellung der Bilanz" gesotzt " die Auf- 
stellung dieser Bilanz". Jn $ 2 haben wir das Datum "1. 
Oktober 1921" umgeändert in "1.Mai 1921". "ir waren der 
Meinung, daß gi noch ein weitcros Jahr vorliogen 
müsse, daß ;° e Gesellschaft das Recht habe, ihre Bilanz 
für das laufonde Jahr und das ie Jahr auf Fran- 
ken umzustollen. Der $ 3 enthält dio Umrechnung des Ka- 


n dem ersten Entwurf der Regierungskommission und in dem 
früher veröffentlichten Entwurf war das Datum der Eintra- 


atum der Einzahlung maßgebend ist. _$ 4 haben wir unver- 
ändert gelassen. $ 5 ebenso. $ 6 gleichfalls. Jm 
haben wir nur aus formellen Gründen einen Zusatz gemacht: 
Hinter Aktiengesellschaften haben wir das "ort "und" ge- 
setzt und hinter ERBE ERRO LINSE ben haben wir einge- 
setzt "auf Aktien". Jm $ 8 haben wir den ersten Absatz 
Behen und haben dafür gesetzt "die Umwandlung des 
esellschafts= usw. Kapitals ist zur Eintragung in das 
Handasregister bozw. Genossonschafts= oder Vereinsregister 
anzumelden". Zur Veröffentlich genügt das Amtsblatt 
der Regierungskommissicon, in dem die Veröffentlichungen 
kostenlos erfolgen. Der Absatz 2 des $ 8 ist unverändert 
eblicben. ir waren der Meinung, daß man es den Firmen, 
ie gewissermaßen gewaltsam gezwungen werden, ihr ganzes 
Gesellschaftskapital umzustellen, nicht zumuten kann, dio 
Kosten der Veröffentlichung in mehreren Blättern_zu tr one 
Das see sblatt kann in einer fortlaufenden Liste eine 
einfache Publikation der betreffenden Umstellungen vorneh- 
men. "ürde eine Aenderung oder Erhöhung in Frage kommen, 
so würde scelbstverständlich auch 'eine Veröffentlichung in 
andersn Blättern erfolgen müssen. Jn $ 9 haben wirin der 
zweiten Zeile das "ort "bozichungsudse" gestrichen und da- 
für ein Korma gesetzt, und haben hinter "Genossenschaften" 
das Tort "us. eingefügt, Jn der 5. Zeile haben mir das | 
“ort "oder" gestrichen und haben dafür ein Komma gesetzt, 
und haben hinter "Genossen" cingefügt "oder Vercinsmitglice- 
der" Jn $ 10 haben wir in der ersten Zeile wicoder das 
"ort "bezw." gestrichen und habenhinter "Genossenschaften" | 
das "ort "usw." eingeführt. "ir haben sonst in dem $ IC 
nichts geändert. 
Soweit mein Bericht. Tenn ich nun für meine Fraktion! 
noch verschiedeno Ausführungen mache, so betreffen diese | 
die Genossenschaften. Dic Genossenschaften sind bei der 
Eile der Ausarbeitung der inlagen nicht genügend berück- 
sichtigt worden. Jch schlage noch cinen Zusatz 
vor zur Binfügung hinter $ 6 : "Bei Genossenschaften n.b.H. 
muss nach der Umstell die Haftsumme der einzelnen Genos- 
sen in demsolben Verhältnis zu dem bei dor Umrechnung bezw. # 
der Herabsctzung des Kapitals gemäß der _$$ 3 und 4 sich erge-# 
benden Geschäftsanteilo stehen. "Der $ 133 des Gesetzes be- ® 
treffend Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften findet 
hierbei keine Anwendung." Die Genossenschaften können nach # 
der vorliegenden Anlage wohl ihr Kapital umstollon, aber es 
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war nicht vor osehen, wie nun die Haftsumne wird, wenn das 


Kapital umgestollt wird. Nach dem bisherigen Gebrauch be- | 
trug die Haftsumme gewöhnlich das gleiche wic das cingezahl- % 
te Genossenschaftskapitale Jn diesem Falle, das bezweckt 
mein Antrag, würde dic Haftsumne also auch in Franken un- 
gerechnet, wieder das gleiche betragen, 'wie vorher das 
neu umgerechnete Genosscnschaftskapital. Eine Umrechnung 
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der Steuern frühorer Lasten, Steuorn in Frankensumme, konn- \ 
ten wir chenfalls nicht vorsehen. Es war nicht möglich, Y 
ein Umrechnungskurs für die Stouern Testzulegen, da uns 9 
die neuc Steuervorlage noch nicht zugegangen war, Tiir be- 
halten uns vor, gelegentlich der Besprechung der neuen 
Steuervorlage, die uns nächste "ocho bereits zugehen soll, 
sinen Modus frstzulsgen, wie wir die alten Steuern und die 
alten Steuerveranlagungen in dcr Frankonrährung etwa um- 
rechnen wÜssen. 

Die "ährungssunstellung bringt für das Saargebict 
sußoerordentlich größe wirtschaftliche Schwierigkeiten. Es 
ist daher unverständlich, daß zu disser Zeit der Uustellung N 
die französische Zollbehörde diese Schwierigkeiten noch 
erhöht und vermehrt. Plötzlich währond der Lisenbahnsperre, 
während die ganzen Verhältnisse in besetzten Gebiet und um 
uns herum zerüttet sind, während kaum die Zufuhr von "aren 
für die Versorgung der Bevülkerung im Saargebict stockt, in 
einen derartizen plötzlichen Vebergengszusivand hat die . 
französische Zollbehörde einen Besvimmungsausreis einge- 1 
führt, Er trügt groß dic Veberschrift: ER PICBELSTIENE 
von Versailles, Anlage zu Abschnitt 4 $ 31". (Hört, Hört!) 


AUU LESS CT DOLL En 20. das darüber .zu Schreiben, s 
wcjiB ich richt; man hat vielleicht ein schlechtes Gewissen! "9 
Jch kann kaum glauben, daß der $ 31 eine Grundlage für die- '% 
sen Bestimmungsauswcis bietet. “ir haben schon deutsche 2 


Ursprungszougnissco. für deutsche "/aren wurden bishör imuer 
Ursprungszsugnisse gefordert, und 3 Jahre haben diese ge- N 
nügt, um dadurch den deutschen Ursprung der ars nachzurci- 4 
son. Dicsur Destimmungsnachweis wird srst erteilt, wenn 3 
sine deutsche Ausfuhrerlaubnis vorlicgt. Jch frage, was 
hat cine deutsche Ausfuhreriaubnis, ein Papier der dout- 
schen \usfuhrkontrolle, mit dom Bestinmungsausweis für das 
Saargebiet, mit einem Pepier der Irenzösischen LEinfuhr- 
kontrolle zu tun? Es scheint mir beinshe, daß diese Ver- 
ouickung nur deshalb singsführt worden ist, um möglichst 
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Zeitvrerlu:t zu verursachön, denn os ist klar, wenn ich erst 
dic Ausfuhrsrlaubris beantragen muss und beantrage dann B 
auf der anderan Scite nochmals dio Einfuhrerlaubnis, dab das #9 
dic doppelte Zeit in Anspruch nimmt, während ich beides auf 4 


cinmal tun könnte. Daß die plötzliche Einführung von oinem 9 
Tag "uf den andsm geeignet ist are ren en hi Schmio- 
riskciten und wirtschaftliche Stockungen tür das Saargebiet 
herbeizuführen, ist klar. Der Bestimmungsausweis ist mit 
bedeutönden Kosten verknünft, "ir stehen jetzt vor seinen a 
Zeitpunkt, we. durch die immor weitere Ausbreitung des Fran-' 
ken das Freisrivemu sich hebt, und nun diesc ncuc Belastung. 
Die Kogierungskommission hat „uch noch nicht dafür 'M 


ce W pwoZ 





gscsorgt, daß die Ausfuhr vom bosctzten Gebiet nach hierin WM 
einwandfreier "noise geregeit ist. Ts ist zur Zeit fast un- 
möglich, irgend etwas vom besctzten Gsbict zu beziehen, .: Mi 
Nach $ 31 Ziffer 3, der berühmt» Paragraph, der auf dem Bc- & 
stimmungsausıcis stcht, ist uns dis deutsche Einfuhr und die 
dcutschs Zufuhr garantiurt. Dic Regicrungskommission muss | 
unbedingt dafür sorgen, daß unser Recht gewahrt bleipt, daß 9 
nicht unser Recht durch dio interalliicrte Rheinlandkemmis- 9 
sion bohindert wird. Dis Rheinlandkommission hat bekannt- er 
lich unter Wissachtung, unter Bruch des Versailler Vortrages, 
cine Reihe von Oricnanzen erlassen, nAie sich gegen Deutsch- 
land ricenten, Div Regicrungskomission darf diese Verordnun- 9 

en der Rheinlandskonmission sulbetvorständlich hicr nicht 4 
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urchführen. Sio muss für striktoste Neutralität Sorge tra- 
gen (Schr richtig!). Sic würde soust in Gefahr geraten, daß 
sic gegon ihre eigene Notverordnung vorstößt und den Versail-' 
ler Vortrag verktzt! (Zuruf:Schr richtig!). Der Versailler | 


Vertrag 
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Vertrag bedeutet in mancher Bezichung sine schwers Schä- 
digung für das Spargabiet. Aber wir stehen auf dem Boden 
dioses Vertrages. Br ist nicht der gerechte Fricden, den 
ir erhoffen Konnten. ..ber wir haben uns auf seinen Boden 
gestellt und verlangen, deß cr angewandt wird! (Zuruf:'"Not- 
rvcrordnung!i") Aus diesem Grunde fordern wir heute erneut 

daß div Regıerungskommission prüft, ob nicht der Art.19 der 
Völkerbundsakte für uns Geltung hat. Der Art.l9, - Herr 
Abgeorüneter Tuchs hat gestern schon davon gesprochen, daß 
bereits in ciner früheren Sitzung die Anwendung und Aesnderung 
des betr. Paragraphen gefordert wurde - lautet: " Die Ver- 
sammlung käönn von Zeit zu Zeit die Bundesmitglieder auffor- 
dern, Verträge, deren Anwendung nicht mehr in Frage kommt, f 
sowie internationals Verhältnisse, deren Aufrechterhaltung M 
den "eltfrieden gefährden können, ciner Nachprüfung zu un- { 
terziehen.” - Die Regierungskommission darf den Verseiller 
Vertrag richt immer zu unseren Ungunsten auslegen (Sehr gut!) 
sondern sie muss versuchen, allcs herauszuholen, was zu 
Gunsten der Saarbevölkerung spricht! (Bravo!) 





Das Tort hat der Herr Abzeordnete Angel. 


angel: Meins Damen und Herren! "snn ich houts zu der "ährungs- 
vorlage spreche, so tue ich es, um als Gewerbetreibender zu 
sprechen, und ich ‘glaube, im Namen aller Kleingewerbetrei- 
benden zu sprechen. "ir sind gestern zur Genügc von den 
varschiedenen Rednern belehrt woruen, daß es nach der all- 
ierers Lage gar nicht anders zu erwarten ist. "ir als 
Kleingewerbetrcibende von der Zollgrenze werden derart ge- 
hem::t, daß wir keinen Ausweg mehr wissen! Jetzt soll dazu 
die Mark als Zahlungsmittel verboten werden, dann sind wir ° 
Kleingewerbetrcibende an der Zollgrenze vollständig ruinicrt. 
Das kann doch nicht der !:ille der Searregierung bezw. des 
Völkerbundes sein, uns derartigen außerordentlichen Schric- 
riskciten auszulicfom! Gott sci Dank ist uns noch die 
Kundschsft von jenseits der Zollgrenze aus Anhänglichkeit 
treu gschlicben? "ir sind diesen Leuten bis hceutc übcraus 
dankbar dafür, deß sie dadurch unsere Not ctwas mildern! Und 
nun will man dieses auch noch unterbinden, indem man die 
Mark ganz verbietet! Wir protestieren als Gewerbetreibende 
von der Kollgrenze gogen diese Vergewaltigung, die im Ver- . 
sailler Vervrag sar keinen Halt findet! Sch Ichne dieses | 
entschieden ab! Dor Herr Staatskommissar hat gestern in sei- 
ner:Rede.” den Satz gebraucht: "Es dari nicht ver- 
essen warden, daß eins solche Meßnahme von schwerwiegender 
Bedeutung ist und schwere Folgen haben muss", Jch glaube ! 
nicht, daß die Saarrögierung unsere Not so kennt, wic sie i 
jetzt besteht in den Städten an der Zollgrenze. Tir wissen % 
eute schon richt mehr cin und aus. Und nun will man und j 
vollständig dic Kehle zuschnrürcn, indem man dic Mark ver- | 
bietet. Jch möchte der Regierung doch zu bedenken geben 
einmal sich diese Sachen etwas näher anzusehen, Jc bitte 
sie, da etwas Remedour zu schaffen! ir lehnen ganz cner- | 
isch den Franken als A Zahlungsmittel ab! Wir sind 
arauf engewissen, auch noch Ternerhin die \lark als Zahlungs- 
mittel zu gebrauchen. Zs ist im Jnterssse unscrer Kund- a 
I an Ber Zollgrcenze, sonst können wir richt ucehr exi- } 
stieren! | | 
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Kossmann: Das "ort hat der Herr Abgeordnsto Dr.von Vopelius. 


Dr.von Vopelius; (L.V.) Meine schr geshrien Damen und Herren! 
Der Herr Berichterstatter hat socben in seiner Ligenschaft N 
als Mitglied der Zentruuspartei in deren Namen einen Zusatz, 
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bezüglich der Genossenschaften zur Anlage 2 dos $ 6 ge- 
macht. Wir können uns mit diesam Zusatz vollkommen ein- 
verstanden erklären. | | 
Der Herr Berichterstatter.und die Reiner dos gestri- 
son Tages haben in eingehenden Darlogungen ihre jurlisti- 
schen und wirtschaftlichen Bedenken zur "ährungsvorlage. 
dargetan, und den Standpunkt der verschiodenen Farteien, 
warum. sie die Vorlage ablehnen, begründet. Vor allem hat 
mein Parteifreund Herr Fuchs :an Hand der oinschlägigen Be- 
stimmungen des Versailler Vortrages die Ungesctzlichkeit 
einor Fährungsänderung bewiosen und eine Jnterprotation ge- 
gcoben, die schlechthin als klassisch bezeichnet werden muss 
und auch in Zukunft als grundlegend den Jnterpretationsver- 
suchen der Regierungskommission gegenüber angesprochen wor- 
den kann. Bleibt juristisch - mehr zu sagen übrig, 
und ist auch wirtschaftlich das meiste schon gesagt, so wi- 
se ich doch noch auf einzelne Punkte hin, welche mir er- 
wähnsenswert crscheincn. Der Horr Staatskommissar hat es 
unternommen, sich der mühevollen Arbeit zu unterziehen, die 
Begründung der Vorlage zu vertreten. Hühcevoll erscheint 
sie mir deshalb, weil die dem Londesrat vorgelegte Begrün- 
dung von uns nur als Stückwerk. bezeichnct werden kann und 
auch dem Herrn Staatskommissar sicher keine Freudo gemacht 
hat, ein solches Stückwerk zu verteidigen. Die Geschichte 
der Durchdringung des Saargobietes mit dem Frenken ist Jhnen 
allen bekannt, und jeder von Jhnen weiß, daß der Fronken 
nur unter Druck hier zur Linführung gebracht worden ist, und 
daß dieser mit großer Hartnäckigkeit fortgesctzte Druck 
schließlich dahin geführt hat, wo wir heute stehen. "enn 
der letzte Rest sich der ninführung des Franken gegenüber 
aus wirtschaftlichen Gründon nicht mehr allzu nut end 
verhält, so ist das lediglich cine Folgerung dieses Druckes, 
Jeh bin sicher, der größtes Teil der Großbetricbe, welchor 
zuwcifcllos aus politischen Gründen den Franken nıcht nat 
schnell genug einführen können, hat das schon bitter bereut, 
darüber kann kein Zweifel sein. Jch möchte beh>supten, daß - 
die Borgrerwaltung bei Beibshaltung der Mark wirtschaftlich 
wesentlich besser gefahren wäre. Jch möchte ganz davon ab- 
schen, daß die Jndustrie, soweit sie französisch orientiert 
ist, mit der Einführung dos Frenken als Lohnzahlungsmi ttel 
eins Gesetzesverletzung bogangen hat, indem sie gegen die 
Gererbeordnung verstoßen hat; der gesetzliche john “ar jJe- 
acnfalls bei der Binführung des Franken als „ohnzahlurgs- 
mittel richt der Franken, sandern die Marks Somit ist der 
$ 115 der Gewerbeordnung verk tzt worden. Daß die Regie- 
rungskommission dicse Gusetzesverletzung unbeachtot gelas- 
sen hat, ist fir mich ein Beweis, daß die deutschen Gesetze 
"wur gültig sind, soweit sie die westliche Orientierung nicht 
berühren. Bine Vorlage, welche auf ungesetzlichen Kefnahnen 
aufgebaut ist, kann unmöglich glücklich begründet werden. 
Dies hat auch d»hin geführt, dab in der Begründung Arbeit- 
gcbsr und Arbeitnehmer gegenseitig ausgesplelt wurden. Jch 
meine, damit die Bozugnehme auf die Lohnstouer beim Arbeit- 
ncohner und die Unbeitreibbarkoi t der Einkommenstcuer beim 
Arbeitgeber, als ob dieser daran Schuld trage und nicht 
das vollkommene Versagen der Finanzinstenzen der Regierungs- 
kommission. | | 
„Der Begründung, dic noch in vielen anderen Fällen 4 
leich ungünstig ist, entsprach die ersto Vorlage. Tenn 4 
ie diese ersto Vorlage mit dem vergleichen, was jetzt vor f 
Ihnen liogt, so ermossen Sie, wio gering die Sorglalt var, 
mit dor die Vorlage vorbereitet war. Jch richte an die Re- 
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jerungskommission die susdrückliche Bitte, ihr Material in 
Yukunf besser vorzubereiten und wünsche vor allem, die in 
Frage kou.:enden Regierungsstellen möchten sich mit den Per- 
sonen und Kreisen In Verbindung setzen, welche über a: g0- 
genügende 
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ee Aigen sachkenntnis und Uebersicht in den Sinhehligiggg 
ragen verfügen, bevor sie eine Vorlage einbringt! Un 
nicht von der Ländesratskommission darauf hingewicsen wer- 
den muss, ‚daß noch diese und jene zu hören seien! Das bis- 
her geübte Vorfahren ist nicht geeignet, das Vertrauen zu 
el a re bei dem Iandesrat gegenüber zu bo- 
estigen 
Pak werden dem Landesrat die Gutachten des Studien- 

susschusses nicht vorgelegt? Jch besitze soviel Autoritäts- 
lauben, um anzunehmen, daß der Studienaussöhuss nach dem 
Rnert wem Gott ein Amt gibt, dem gibt er :uch den Ver- 
stand, die Vorlage der Regierungskommission so bearbeitet, 
daß dabei etwas Ersprießliches herauskommt! "arum wird dem 
Landesrat diese Feisheit vorenthalten? Sollte die Regie- 
rungskommission vielleicht grundsätzliche Bedenken haben, 
daß dabei Dinge herauskommen, die Breienet wären, das An- 
schen des Stude nausschusses zu schädigen? Das wäre zum 
Beispiel der Fall, wenn man den Zeitungsberichten trauen 
könnte, nach denen der Präsident der Regierungskommission 
in Genf rigen haben soll! Der Studienausschuss habe die 
Notverordnung gebilligt, (Hört! Hört!) . Für solche Gut- 
achten müssten wir uns allerdings schönsiens bedanken! Jch 
will aber zunächst einmal das Beste vom Studienausschuss 
annehmen, bis das Gegenteil bewiesen ist» Es könnte sicher- 
lich viel Arbeit und Zeit für den Landesrat gespart werden, 
wenn ihm die Stellungnahme des Studienausschusses bekannt 
wäre», Jch bitte den Herrn Staatskommissar, diese Frage 
einer eingehonden Erwägung zu unterziehen. 


Das "ort hat der Herr Abzeordnete Kiefer. 


Kiefer:(7.)Meine Damen und Herren! Auch wir von der Zentruss- 
raktion stimmen den Beschlüssen, die in Zusätzen gefasst 
worden sind, zu» ir hätten noch folgende Ergänzung in 
Vorschlag zu bringen! "Etwaige neu eingeführte Banknoten 
oder sonsiige Zahlungsmittel sind 'im Amtsblatt des Saarger 
bietes jeweils zu veröffentlichen. 
Aus den gestrigen rg aller Redner gcht klar 
hervor, daß nach dem Verssillor Vertrag gesetzliche "ährung 
hier im Saargzbiot die deutsche Mark ist, daß ‘der Franken 
nur als geduldetes Zahlungsmittel gelten kann. Jn der 
grundsätzlichen Ablehnung der französischen "ährung als | 
alleiniger gesetzlicher "ährung hicr, herrschte Uebereinstim- 
mung von Links bis rechts! Es ist das das instinktive Auf- ! 
lehnen des Volksgefühls gogen die hinter der "ährungsun- 
stellung verborgene Absicht einer fremden Macht, die mit an- 
deren hier schon wirksamen Mitteln auf dauernde Abtrennung 7 
des Saargebietes von seinem Mutterlande tendiert! Es ist I 
daher ein außerordentlich erfreuliches, aber auch ein wich-! 
tiges Moment, daß diese Ucbereinstimmung trotz verschiedeer 
Kinstellung in internationaler Hinsicht klar in dieser Be- 
ziehung von Allen Parteien zum Ausdruck kam, Sprechen wir | 
neute Offen; Frankreichs Absicht dreht sich um nichts mehr 
una richts weniger, als die Losreißung des Saargebietes von! D 
seinem .„iutterlaude, una den Anschluss, der allerdings ein 
widernatürlicher wäre an Frankreich! Dieser Absicht Frank, 
rejchs dienen schon verschiedene Mittel: Ein militärisches, ! 
wirtschaftliches, kulturelles, und dann das Mittel der 
‚ Rechts ,„ der Gesetzespildung. So wurde das Militär, das 
naca der. klaren Bestimmurgen dss Versailler Vertrages im | 
Daargebiote nichts mehr zu tun hat, aus Änlass des Streikes 
 verdopp2\t mit der Begründung: "Schutz der Gruben", obwohl ı 
der beste Schutz der Gruben die Bergleute selbst sind, die 
die Gruben nicht ersaufen lassen, die die Kessel heizen, 
und wo es keinem einfallen würde, auch nur eine Latte vcn # 
Zaun sbzureißen; trotzdem hat dic EHDTURBEROIIU DL. 
| Militär 
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Militär hier verdoppelt. Die Absicht ist klar, um durch 
die Begründung, das Militär sei notwendig zum Schutze der 
Gruben, gegenüber dein Völkerbundsrat das Dableiben und das 
Verbleiben des Militärs unterstützen zu können, Yirt- 
schaftliche Mittel hat Frankreich im Besitz,der Gruben, in 
dem überragenden Jndustriebesitz. in der Zollgrenze, auf 
die schon hingewiesen ist, Kulturelle Mitiel besitzt 
Frankreich in der französischen Schrie. in der Presse, in 
allen möglichen Vereinigungen, die sich jetzt auftun unter . | 
der Firma "Saarbund". und die weiter nichts zum Ziele ha- | 
ben, als hier die Absichten Frankreichs ins Saarvolk hinein- 
zutragen. Wr lehnen die französische Volksschule ab, und 4 
alle deutschen Eltern des Saargebietes haben die Pflicht, | 
ihre Kindsr dieser Schule fernzuhalten, oder die sie schon 
dort haben, wegzunehmen! Auch die neuen Sonderklassen, die 
jetzt errichiet werden, müssen uns zu äußerster Vorsicht 
mahnen,». .Der verdächtige Bifer, der entwickelt „ird, ent- 
springt nicht der Liebe zum deutschen Saarvolk, sordern 

ist aus anderen Motiven herausgeboren! Die deut- 
sche Presse untergräbt man durch die Bestimmungen der Not- IF 
verordnung,. Das Volk muss sich dagegen wehren, indem es sei} 
ner deutschen Presse die Treue hält! Der Saarbund, der | 
Verband der Saarbergleute, die neuen Verbände der Saar- 

re rg Fer und Angestellten wachsen nicht aus dem "il- 
len dor Angehörigsn dieser Berufe \sraus, sondern dahinter 
steht ein anderoex "lie! Ps ist traurig und beklagenswert, 
daß es Angehörige dieser Berufe gibt, dis den Mantel nach 
dem "inde hängen und des persönlichen Vorteils wegen Zie- 
len dienen, üle niemals im Interesse des Saarvolkes liegen 
können, 

Big wichtiges Wittel ist die Gesetzes= hezw. Rechts- 
biläung. Das voernehmste und höchste Recht, das ein Kul- 
turvolk besitzi, ist das Recht der Gesetzbi.dung- Die Ge- 
setzesnildung im Saargebiet entspringt nirht mehr dem 
eigenschöpferiechen "Illen des Saarvolkes dezw. seiner 

ewählten Vertretung, sondern sie ist einem Gremium über- 

assen, das sich zu &0 Prozent aus Nichtsnarländern, aus 
Nichtdeutschen zusammensetzt. und dessen sinheimisches 
Mitglied. auch nicht vom Vertrauen des Volkes getragen ist», 
(Sehr richtig!, Hs ist richtig zum Ausaruck gebracht wor- 
den in den Letzten Tagen - Vorsitzender unterbricht den 
Redner: "Herr Kiefer! Sis müssen sich an die Vorlage hal- 
wen, ich kann das nicht dulden! - Kierer Tortishrend: 
"Jawohl Herı Vorsitzender! Das hängt damit zusammen, um zu 
begründen, warum wir zu einer Ablehnung der Währungsverord- 
nung gekommen sird, vum zu beweisen. wie diese Gesetzes- 
bildung zustende kam und in welcher Richtung diese tendiert, 
und um zu beweisen, wo der wahre Grund der M"aährungsverord- 
nung liegt; - - - daß ülssesr Mitglied. das vor kurzem er- 
nannt worden ist, nicht der Vertrauensmann ces Volkes ist, 
sondein der Vertrauensmann des gegangenen Herrn Hecior. 

| To num die Rechts- und Gesetzesbilaung in der ietzten 
Konsequenz diesem Gremium über.assen und die eigenschöpfe- 
rische Auswirkung des Vo!kes unterbunden ist, müssen wir 
bei ger Begutachtung, die uns allein eingeräumt ist, äus- 
sorst vors'chiig handeln. um die Tendenz der Gesetze und 
Versrünungen, Cie diesas Grenium srlassen hat, zu erken- 
nen und cemgemäß Aaachher unser Gusachten gsstaltsn zu Kön- 
nen. So können wir sagen, daß die Gesetzesbildung eine 
Richtung zeigt. die das Volk an der Saar und seine Volks- 
vertretung nicht will, eine Richtung zeigt, aie nicht aus 
dem Willen des Volkes bestimmt wird, sondern die 2 sonst | 

woher | 
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woher bestimmt wird. daß also die Rechtsbildung nicht den 
 Ausfluss des innoren "ollens des Saarvolkes darstellt, son- 

dern, daß sie und aufoetroyiert wird. Trotzdem arbeiten 
wir pflichtgemäß bei der Begutachtung der uns vorgelegten 
Entwürfe mit, um unserer Meinung Ausdruck zu geben. Die 
grundsätzliche Ablehnung, die bezüglich der "ährungsvor- 
ordnung zum Ausdruck kam, entspricht dem inneren "illen 

des Saarvolkes, das diese noue vasetzbi Ldung nicht will, 
weil sie nach "esten tendiert! (Sehrrichtig!)- 

Bestern hat der Horr Staatskommissar ausgeführt, der 
Franken hätte‘ von selber hier seinen "eg gemacht, Das 
stimmt nicht. Der Herr Staatskommissar war 1920 noch 
nicht hier gewesen. "ir haben die Sache miterlebt, und wir 
dürfen kein schiofces Bild entstehen lassen, schon aus ge- 
schichtlichem Jntercsse. Der Franken hat doswegen seinen 
"eg machen können, weil sr mächtige Schrittmacher hatte 
und diese waren: Der fronzösische Staat und die Saarregic- 
rung! (Sehr richtig!) Das "Volk" hier markierte damals ein 
Herr Emil Becker, ein Franzose, dem das Saarvolk den chren- 
den -: Beinamen "Frankenbecker" gab. Da os Sitto ist, 
"rerdienstvollen Männern" - in Gänsefißchen natürlich -— zu 
ehren, wird diesem verdienstvollen Manne heute ‘eine Ehren- 
wache aus unserer Saarbrücker Polizei gestellt. Ob die da ’ 
steht, um den Andrang zum neuen Verband abzuwehren, erscheint ? 
mir höchst zweifelhaft! (Lachen). 

Die französischen Frankscheine der Saargruben waren 
schon 1919 gedruckt worden, das steht drauf, also bovor die 
Gruben offiziell übergeben waren, "Die offizielle Vebergabe 
der Gruben erfolgtc im Januar 1920-. ‘Der französische Staat 
und die Grubenverialtung haben es nicht: gewagt, sofort auch 
den französischen Franken als Zahlungsmittel einzuführen, 
weil sie die Verantwortung für die Folgen nicht tragen woll- 
ten; Dazu mussten sie jemanden haben; den’ fanden sic in 
Herrn Emil Becker, der nach und nach mit seinem Anhängsel 
dem Franken Eingang verschaffte. 28000 Bergleute haben da- 
mals. gegen den. Franken gestimmt, ein klarer'Beweis, .daß, dor 
Franken im Bergbau nicht mit illen sämtlicher Bergloute 
eingeführt: woraen ist! er  SDSSSEN URS 

© ©. Ein klares Bild, wie. der "illen der. Bevölkerung und 
bestimmter Berufsgruppen beachtet worden ist, ergab die Ein- 
führung des Franken im Eisenbahn- und Postgewerbe. Jm'Jahre 
1921 fand cine Abstimmung statt. 16006 Personen aus dem - 
Eisenbahn- und Postgewerbe nahmen an dieser Abstimmung teil. 
11467 stimmten dagegen und nur:gegen 4000 dafür. Also. über 
70 Prozent stimmten en trotzdem wurde er eingeführt» 
' Es wurde ihnen der Bt otkorb hochgehängt, sie mussten Sprünge 
machen, um an den Brotkorb: zu kommen,  und.es blicb ihnen  - 
nichts anderes übrig, .als nach dem Franken zu greifen, 
x ‚auch: in den Kommunalbetrieben wurde das Mittel’ ange- 4% 
wandt, und auch in anäsrer Beziehung dem Franken der: "e b 
gecbncet; So:hielt der Franken seinen Einzug. - Die’ dadurch | 
geschaffenen Verhältnisse zwangen dann andere Krsise, "auch F 
nach .dem Franken zu greifen; -Sie folgten nicht einem innce- # 
ren Tricbe, "sondern: äußerem Zirangs Däs’ erste Glicd einer ie 
wohlüberle gten Ketts von Maßnahmen wurde im, Juni 1920 ge- . ’ 
schmiedct, Gas Ende DO BPRO IE SOHN, SUESR die: 
die Mark vollständig verdrängt:worden solls. su. 00) 
0 «Meine Damen und Herren! Dem Zwang der Verhältnisse ° 
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gchorchend haben wir unsere Mitarbeit nicht verweigert. Es 4 
ist erreicht dadurch, :daß im.letzten Entwurf die Mark'noch -» 4 
eduldet:wird. ' Dic’bndentscheidung liegt'nunmehr bei der { 
tegierung, Möge sie. jetzt noch das. Gutachten des Landesrats # 
REN. ara ER NEL respektieren,  - 
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respektieren, die Meinung, die hier von allen Parteien 
zum Ausdruck gekommen ist und die wir nachher formulie- 
ren werden in einem Endgutachten! Wenn fir auch gestern 
dcr Umstellung der Sozialversicherung von Mark in Franken 
zustimnten, dann bedeutet das keine erg ee ANOT- 
kimnung der ee Auch hier folgten wir 
nur cinem Zwenge, haben nur dem Zwange der Verhältnisse 
schor'"cht, die gegen den "illen der Volksvertreter von 
anderen Kreisen bewusst geschaffen wurden! 

| (Zuruf: "Sehr richtig!") 

Dann wurde gestern auf die SrISBERUSER ARTEN und 
Kriegshinterbliebenen hingewiosen. Eine condgültige Rege- 
lung fehlt bezüglich diesen und fehlt bezüglich der Ruhe- 
standsbcamten und anderer Kreise. Meiteres Hangen und 
Bangen, Not und Sorge ist diesen Kreisen für die Zukunft 
beschieden. Man verweist nun auf Deutschland. Die Saar- 
regierung ist Empfangerin unserer Steuern und die Kriogs- 
beschädigten usw. haben ihre Gesundheit, ihre Glieder dor 
Heimat geopfert und diesg Heimat hat die Ehrenpflicht 
auch für sie zu sorgen! (Sehr en, Das Heimatland 
ist das Saargebiet! Diese Heimat hat aufzukommen für dio 
Kriegsopfer! Unsere Steuern crhält die Baarregierung 
und nicht die deutsche Regierung! "ir wollen, daß aus 
diesen Steuern die Saarregierung auch die Kricgsbeschä- 
digten, die Ruhestandsbeamten und andere Kreise ausrei- 
chend entschädigt und vor Not schützt! Das ist der "ille 
des Saarvolkes! Man soll nicht immer auf Deutschland vcr- 
weisen, das von uns keine Gegenleistungen mehr erhält! 

Dann hat Herr Schmoll scestern darauf hingewiesen 
deß bei der "ährungs-Umstellung die Bestimmungen betrel- 
fend NMietverträöge so gestaltet werden sollen, daß anstel- 
le 1 Mark = 1 Franken gesetzt werden soll, "ir sind die 
letzten, weil wir nicht mit zweierlei Maß messen wollen 
und können, die die innere ee a dieser Forderung 
ableugnen würden. Aber wir müssen doch zu bodenken gc- 
ben, daß man nicht auf cinmal das zu crreichen trachten 
soll! "ir sind unschuldig an dem, was hinter uns liogt. 
Es muss eine organische Anglederung crstrebt werden. Es 
ist eine zweite Frage mit der ersten Frage verbundenm und 
zwar: “er zahlt den bedürftigen Kreisen die Miete? Daran 
müssen auch die Hausb:sitzer als solshe interossiert sein. 
Und arbeiten wir alle dahingehend, daß möglichst bald die 
zweite Frage gelöst wird, weil dadurch die Lösung der ° 
ersten Frage nach meinem Dafürhalten beschleunigt wird. 
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Vorsitzender: Das "ort hat der Herr Abgeordnete Schmelzer. 


Schnelzer: (L.V.) Meine Damen und Herren! Bei der Beratung 
der Vor.age in der Kormission haben wir darauf hingcwie- 
sen, daß es für uns außerordentlich schwierig sei, zu 
der Vorlage Stellung zu nehmen, bevor wir nicht wüssten, 
welche Maßnahmen Gie Regierung treffen würde, um die 
Schäden hintenanzuhalten, die zweifellos dem Gesetze 
folgen werdon. "ir weisen hin auf die schwierige Page | 
der Kzpitelrentner, der Pensionäre, der Kriegsbeschädigten 
vnd Kriegshinternliebenen, der Handwerker, der I\lein-gever= | 
betreibenden usw. Der Herr Staatskommissar hat uns ugc- We 
sichert, daB er. hier im ilenum vortragen würde, was die # 
Regierung im Einzo.nen zu tun gedenkt, um diese Schäden | 
zu vermeiden. Er hat cs gestern bei seiner Rede auch om. 
wähnt, er hat versucht, uns das darzulegen. Er ist aber 
bei scinen Ausführungen über allgemeine Andeutungen nicht 
hinausgekommen. Er hat uns einiges gesagt darüber, wagdie 
Regierung 
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Regierung zu tun gedenkt; sic würde gewisse Maßnahmen 
treffen in der und der Richtung, aber etwas Positives 
sagte er richt. 

Es liegt vor mir eine Verordnung der Regisrungs- 
kommission betreffend Errichtung einer sedrländischen 
Darlchnskasse. Die Darlehnskasse soll gebildot werden, 
um Handwerkern und Kleingevwerbetreibenden die Umstellung 
auf den Franken zu erleichtorn. Die Rogierungskommission 
erkennt ja in ihrer Begründung zu der vorlicgenden Frage 
solber an, deß vorzugsweise durch dic Umstellung die Hand- 4 
werker und Kleingewerbetreibonden betroffen werden. "ir 
hatten angenommen, daß sic, weil sie die Notlage dieser 
Kreise besonders Anerkennt, besonders unterstreicht, etwas 
durchaus Großzügiges unternchmen würde, um diesen Kreisen 
zu helfen. T"enn man sich dic Verordnung durchsicht und 
men ontkleidet sie ihres schmückenden Beiwerkes, dann 
bleibt folgendes übrig: ler sich suf irgend cino "eise 
Krodit verschaffen kann, Frankenkredit, der scheidet für 
eins Darlehenskasse aus. Es scheidet weiterhin Re 
aus, der kreditunwürdig ist. Jch frage: "Tor bleibt nach- 
her noch übrig? Der Kredit beko:men kann, bekommt nichts, 
der Kreditunwürdige bekommt nichts. Dann bleibt wahrschcin- 
lich nur derjenige übrig, der rocht schön zu botteln weiß 
{Sehr richtig!) und gewisso Forderungen orfüllt, die ihn 
bei der Rogierungskommission als zur Gewährung eines 'dor- 
artigen Darlehns besonders gecignot orschcinen lässt. 

Dor wird übrig bloiben. Und cs wird Sache der Handrrorkor 
und Klein eworbetroibenden scin, wenn disosco Verordnung 
wirklich Verordnung wird, ei, re skommission das zu. 
sagen, was sie darüber denken, Ücbor die Anträge, die go- 
stellt werden, entscheidet cine Kommission, cine 5 glicde- 
rigs Kommission, der 3 Vertroter der Regierung ne ören | 
werden. "ir sind das ja von früher hor gewöhnt, daß man | 
dic Kommissionen sn zusammensetzt, daß auf alle Fälle dic | 
Regierung dic Mehrheit hat; das ist zuch hior der Fall. 
"jr können uns vorstellen, wie die Behandlung der Angele- 
genhcit später worden wird. 

Wenn div andercn Fürsorgemaßnahnmen, dic die Regic- 
rung noch plant, dic uns der Herr Staatskommissar nur an- 
godeutet hat, so ausschen worden wie diesc, dann waren | 
unsere Zucifsl durchaus bercchtizt, ‘die wir in diese Tä- 
tigkeit dor Regierung gesctzt haben. Jch gebe die Hoffnung 
noch nicht auf, dab diosc Rh auch diese Vorordnung 
ändern wird, denn os handelt sich doch bis zu cinem ge- 
missen Grade auch um das !nschon der Rogiorung, das sie 
selber in Gefahr setzt. Sie hat gewissc Hoffnungen vr- 
swckt, sie hat durch. ihren Vertreter, den Herr Staats- 
kommissar, dicsce Hoffnungen verstärkt; es wird ihrem An- 
sehen nicht förderlich sein, wenn sie auch die bescheidend=“ 
sten Hoffnungen, dic man otwa guhegt hat auf Hilfe loistungg 
enttäuscht. Es wird ihrem .nschen nicht förderlich soin, 
wenn sic nicht ctwas untcrniimt, was wirklich nicht ein 
Messer ist ohno Heft, dom die Klinge fehlt, wie vorlicgende 
Verordnung. Jch möchte an den Horn Staatskommissar die 
Bitte richten, an SE Sp Ssclie darauf hinzuweiscn, 
dab mit dor Sachu nichts anzufangen ist; das ist nichts 
"irkliches, das ist nur Schein! Die Rogierung setzt sich ‘7 
der Gefahr aus, deß man noch mchr als das hier goschcehen 4 
ist, darauf hinweis:n wird, daß dio geanzc Verordnung lc- 
dislich politischen Zwockon dienen wird. daß man viölleicht 
der Regiorungskommission voryverfen wird, sio würde sich‘ 
nachher um dic Opfer diesor Vorlage woiter nicht kommen. | 

"as das Ansohcn der Regiorungskomnission anlangt, u > 

So I 
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sc weise ich auf einen anderen Umstand hin, der auch ge- 
eignet ist, dieses Ansehen zu ee gene Sch wünsche, | 
dab das Anschen der Regierungskommission in jeder "eise J 
BETEN wird und zwar durch sich selbst, durch Maßnahmen, 
ie sie bei der Bevölkerung b>liebt machen. Das Anschen 
kann nicht 'gestärkt werden durch Redensarten, es müssen 
Taten sein. Das Ansehen wird gefährdet dadurch, daß die 
Regisrungskeumission es .nscheinend nicht fertig bringt, 
en einer Stelle, die jetzt auf das S.argebiet cine ge- 
wissc Linwirkung hat, sich dieses Ansehen zu varschaffen! 
Das ist bei der interalliiertsn Rheinlandskommission. 
Dis Interalliiorte Rheinlandskowmission gibt fortwährend 
Ordonnanzen herrus, hält es nicht für no tnendig, der Re- 
jcrungskomnission davon Mitteilung zu machen, oder die 
DEr> AEREBERHELBALON hält os nicht für notwendig, der Be- 
völkerung des Saargobiotes Mitteilung zu machen. "ic sich 
diese Ordonnanzen auswirken auf das Saargebiet! Solbst 
neuer.:ings ist wieder cine Maßnahme der Besatzungsbehörde 
herausgekommen, dic sich wahrscheinlich wieder für uns so 
unliebsam auswirken wird, wie “ndere derartige M&.ßnahmen: 
Das Verbot ae Yagen- und Autoverkehrs im besetzten 
Gebiot. Jch habe in einer der letzten Sitzungen schen da- 
rauf hingewioson, wie sich diose Meßnahmen auf das "irt- 
schaftslcben des Saargebiotes aus;irken. Jch weise da- 
rauf hin, daß saarlöndische Gowerbetreibende durch höhe 
Sumuen geschädigt werden, deß sie Kzutionen hinterlegen 
müssen, Scherertion auf Scherereien haben. Sio haben ge- 
beten, endlich cinmal in der Richtung etwas zu tun. Der 
Rheinlandskoumission muss klar gemacht werden, daß dicose 
von ihr herausgegebenen Ordonnanzen für das Saargsbiot 
keine Geltun Babon. Durch vinen solchen Hinweis würde 
das Ansehen der Regiorungskommission sowic das Ansohen 
des Völkorbundes doch außerordentlich gefördert, Es sieht |! 
fast so rus, ls sei der Völkerbund doch cine Angologen- \ 
heit von zweiter oder dritter Ordnung für die Rheinland- 
kommission! Es si:ht fast so aus, als ob sic cs 'gar 
nicht nötig hat, otwes derartiges zu untoernchmen. 
Die kogiorungskommissicon hat os Tür notwendig ge- 
helten, in ihrer Notverordnung besonders des Anschen 
dos Völserbundes zu schützen. Jch behxupte, daß von uns | 
aus das Anschen des Völksrbundes von der ganzen Bevölke- ' 
rung nic gefährdet wurdel Jm Gegentcil, wir haban das | 
Ansehen dcs Völkerbundes dadurch gostärkt daß wir uns 
{2 fortwöhrend an den Völkerbund gewandt haben in der 
offnung und Meinung, daß er uns beistchen würde in unserem 
Kampf gegen Pal d Maßnahmen dor Regierungskommission 
die uns als dem Anschen des Völkerbundas nicht förderlich 
erschionen sind. Jch gebe mich der Hoffnung hin, daß 
die Roziorungskommission jetzt endlich voinschen wird, daß 
sie sich endlich dazu aufraffen wird, dieses Anschon dos 1 
Völkerbundos bei der Jnteralliicrten Rheinlandskommission 
zu stärken! Es "irä allerdings dort viel schwicriger sein, | 
als das Anschen dcs Völkorhündes bei der Bevölkerunghierr 
‚ zu schützen! (Bravo!) | | 
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Vorsitzundor: Das "ort hat der Horr Abgeordnete Betz. 4 


Betz (S.P.) : Meine Drmon und Herron! Die ‘'ährungsfrege hat E 
z;ci Seiten, sine wirtschaftliche und eine juristische. 4 

Uber die juristische Seite sind wir, das bewies der gco- 
Kurios 128, absolut An arüber RN gar koinen | 
Zwcilel, daß rechtlicht betrachtet, dic Maßnahme dor 4 

| RR Rogiorungsko: mission, # 
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Regierungskommission, d.h. die Absicht, den französischen 
Franken als erlegen Zahlungsmittel hicr einzuführen, 
unhaltbar ist und dem Geis t und dem Sinn des Versailler 
bi hihe Han entgegenläuft. 
twas anders verhält es sich mit der wirtschaftli- 
chen Seite. Es ist heute schon verschiedentlich darauf 
Bahgertesen worden, was alles zur Binfüh oder zur 
Verbreitung des Franken hier geführt hat. Es ist richtig, | 
wenn behauptet wurde, daß im Sommer 1920 die französische i 
Grubenverwaltung den Anfang An ah und nachdemcin Anfang 
gemacht worden war, da nahm dor Franken naturggmäß, be- E 
günstigt durch die schnelle Entwertung der Deutschen Mark 
seinen Siegeslauf,. irtschaftlich besonders boklagenswert 
ist auch der Umstand, daß in der letzten Zeit die gesamte 
Geschäftswelt sich schr schnell auf den Franken einstellte, 
und vor allen Dingen durch diesen Umstand gewaltige Preis- 
steigerungen eingetreten sind. Wir hatten es _zu verzeich- 
nen, daß Ende Januar, als die Mark stark gefallen war und 
der Franken ungefähr auf 3000 stand, dio Beschäftsleute 
ihre "aren schnell in Franken umzeichneten und verkauften, 
und nachhor, als Anfang Fobruar die Mark sich wesentlich 
besserte, sodaß der Franken ungefähr auf 1000 bis 1200 
stand, nochmals schr viele "aren in Mark umgezeichnet 
wurden und auf diese Art und "eise die breite Schicht der 
Verbraucher einen ehsueren Nachteil erleiden mussto. 
Jch gebe zu, daß os für die Geschäftswelt, für das Gewerbe, 
außerordentlich schwierig ist, hier im Saargebiet unter 
diesen obwaltenden Umständen richtigo Sätze für die Fest- 
setzung ihrer Preise zu finden, daß sich kaum kalkulieren 
lässt! Aber es hat sich damals dor Bevölkerung eine große 
Beeeging bomächtigt, weil eben festlag, daß weite Kreise 
der Geschäftswelt die Verbraucher schädigten. An dieser 
Tatsache ist wohl nicht zu zwifeln. Es ist auch von Jn- 
terosse gewesen, damals festzustellen, daß selbst der 
Schutzverband für Handel und Gewerbe und auch die Handels- 
kammer zu dieser Sache Stellung nahm und selbst auf das 
Entschicdenste dieses Gebahren ciner ganzen Anzahl von 
Geschäftsleuten zurückwies. 
Herr äAbgeordncter Becker hatte auf dic Beeinträchti- 
gung des Handels, die eh durch eine Verfügung ge- 
ommen ist, hingewiesen, wodurch ‘dic Zollverhältnisse oine 
wesentlicho Erschwerung erfahren. Von eben so großer Be- 
deutung für den Handel im Saargebiet sind die Verkekrsver- 
hältnisse im besetzten Gebiet. Auch dicse sind durchaus 
dazu enget:tn, Handel und "andel hier außerordentlich zu 
erschweren. Es erzählte mir gestern Abend ein Kaufmann 
aus dem Saargebiet, daß ihm dieser Tage in dor Pfalz für 
etwe 40 Millionen Mark "iarcn abhanden gekommen sind, was 
eben auf dicse Unsicherheit der Voerkehrsverhältnisse zu- 
rückzuführen ist. Es ist Pflicht der Regierungskommission, 
im Jnteresse des Hnndels und erst recht im Jnteresse der 
Versorgung der saarländischen Bevölkerung, dafür mu sor- 
gen, daß alle Verkehrsschmerigkeiten, die mit dem Ruhr- 
cintall der Franzosen und Belgier naturgemäß zusammen- 
ängen, Tür den saarländisch:n Handel und die saarländische 
Bevölkerung keine Nachteile bringen. Die Regierungs- 
kommission muss in dieser Beziehung vorstellig werden, wo 
es nötig ist, 
Es ist ganz klar, daß die Regierungskommission nicht ' # 
immer dasjcnige getan hat, was der Bevölkerung dienlich ist, 
Auch ist hicr mit Recht betont worden, daß bei all ihren “4 
Maßnahmen cine gewisse Tendenz, dic ohne weiteres klar 
steht und die man sofort herausmerkt, obwaltet,. So ist 
es auch hier bei dicser Frankenvorlage. Juristisch ist 
sie sehr lcicht zu widerlegen, und auch der Herr Staats- iD 
kommissar hat gestern in seinör Begründung, die verhält- I-n 
nismäßig matt gewesen ist, ja auch nicht viel Tesenswertes 
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esenswertes zur rechtlichen Begründung sagen können, R 
Aber die Tendenz der Reg. SONEREORIN.BELOn all ihre 
Meßnahmen darauf oinzustcellen, das Saargebiot immer 
mohr und mchr von scinem ihm angestammten Muttcerland, 
vom Reich, zu entfernen, muss unseren schärfsten Pro- 4 
test horvorrufen> | J 
Die Absicht der Regiorungskommission liegt einwand- ' 
frei fost, der völlig Unmündigstc orkennt sofort, worauf 
dic Geschichtc hinausläuft. Man weiß houte französischer- 
scits, daß dio Saarbevölkerung für Frankreich so gut wic 
vorloron ist, daß das, was damals behauptet vwurde bei 
der Schaff des Versailler Vertrages, das Märchen von 
don 150 000 Saarfranzosen, cben ein Märchen ist. Aus 
diesem Grunde versucht dic Regierungskommission, nit an- 
doren Mitteln ihr Ziel zu orreichen, Sie versucht deshalb, 
unter irgend weichen Scheingründen dieverschiedensten 
Maßnahmen in a bringen. Dazu gehört die uns 
vor liogende Frankenor . Es ist sclbstverständlich, 
daß dis ET ciner Iremdländischen TRDERSE in 
oinem-Gebiet wie dem Saargubiet von außerordentlich star- 
kem Einfluss ist und os ist mit Recht gestern von allen 
Partcien betont worden, daß dio Rogierungskommission boi 
der bishor .von ihr betriebenen Art der Einführung des 
Franken nie dort den Hebel angesetzt hat, wo os unbc- 
dingt nötig gewcsen wäre. Sic hat immer bei den Kreisen 
angelangen, wo es am wenigsten dazu angetnn war, Nachdem 
die französische Grubenverwaltung den Franken bei der 
Bergarbsiterschaft singeführt hatte, fing die u ln 
bci den Beanton an, und nachdem dic Boamten ihn hatten, 
nachdem er zu ungcfähr 60 bis 70 Prozent eingeführt var, 
kümmerte men sich um den übrigen Teil der Bevölkerung 
nicht mehr. Es ist mit Recht betont worden, daß die 
Regierungskomuission a em ist, wenn sie schon 
ohno den "illen der Bevölkerung und unter Desavouiorung 
des Gutachtens der gewählten Vörtreter dennoch den Fran- 
ken einführen will, zum mindesten allc wirtschaftlichen 
Schäden, dic eben »uf diese Art und Meise über weite 
Kroise der Srarbevölkorung hereinbrechen müssen, besei- 
tigt. Jch vorvoeisc auf de Kriegsboschädigten und 
Kriegshinterbliobonen und alle diejenigen Leute, dio 
oben auf Renton, sci cs aus Kapital oder aus der sozia- 
len Gosstzgebung usw. angewicsen sind._ Die Roichsregie- 
rung hat bisher den vwcsontlichsten Teil der gosetzlichen 
Versorgung dcr Kriegsbuschädigten und. -Hinterblicbenen 
des Seargebistes getragen. Das Verhältnis war ungefähr 
so; Früher ‘bestand das sogenannte Mannschaftsversor- 
gungsgesctz. Nach dem Krieg ist das Reichsversorgungs- 
gesetz göschaffen worden. Das Reich trägt nun auf Grund 
einer zwischen der Saarrcegiorung und der Reichsrögierung 
getroffenen Vercinbarung sämtliche Versorgungsg.bührnis- 
sc, die früher auf Grund des Mannschaltsversorgungsge- 
sctzes gozahlt wurden und von der Differenz zwischen den 
Gebührnissen des Mannschaftsversorgungsgesetzes und denen 
‚des Reichsversorgungsgesotzes noch 1/4, während 3/4 die- 
scs Diiferenzbetrages die Rogierungskommission des Saar- 
Ban 98 zahlt. Daraus ist ohne weiteres zu entnehmen, 
aß die Reichsregierung von den gesetzlichen Versorgungsge- 
bührnissen ungefähr 60 bis 70 Prozent zahlt und die Re- 4 
gierungskommission nur den Rest. Nun hat die Regierungs- FT 
Kommission bisher auf dem "oge der syzialen Fürsorge Maß- 
nehmen getroffen, die teilweise anerkennenswert genannt 2 
werden müssen. Aber der "eg der sozielen Fürsorge in ! 
diossm Falle bei Leuten, die cinen gesctzlichen Ann eh 4 
au # 
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auf Versorgung haben, ist cin lieg, der nicht bösondors zu 
ompfohlen ist. Dic Kriegsbeschädigten und Hinterblicbenen 
haben einen gesetzlichen Anspruch, und wenn man die ge- 
sotzlich ihnen zustohenden Vorsorgungsgebührnissce der Geld- 
ontwortung anpasst, denn braucht man in den mcitaus mei- 
ston Fällen von der sozialen Fürsorge nicht in dcm Maßo 
Gebrauch zu machen, wie es bisher dor Fall gowcsen ist. 
\us diesem Grunde muss die Rogiorungskommission mit aller 
Entschiodenhsit dafür sorgen, daß, bevor sio dic nouo "äh- i 
rung cinführt, zunächst allen diesen Kreisen, dio hier E 
schon scit 1920, soit Boginn der Tätigkeit der Regisrungs- 3 
kemmission, und in dem Maße wie dis deutsche Mark sich int- b 
wortot hat, ungchoucrcs Elond übor sich habon orgshen las- 
son müssen, „ine wirkliche Hilfio zutoil werden lässt. Es 
ist die höchste Zeit! Jch hoffo, deß sie diusem "unscho 
erecht wird. Und wir geben nochmals unsoror Auffassung 
ahin Ausdruck, dsß rein wirtschaftlich betrachtot, cs schr 
ut ist, wonn condlich cinmal dom "ährungsuualismus, der 
insbcsondsro für die bruite NMassc der Konsumenten ungohcucrcs 
Elcnd geschaffon hat, und eine starko Besintrüchtigung der 
K:ufkraft ihros Lohnos, Gehaltss usw. herbeigeführt hat, 
ondlich cin Ende somacht wirde Kechtlich natürlich stehen 
wir nach wic vor auf dum Standpunkt, deß die Zinfüh dor 
französischön "ährung unhaltbar ist, und daß cs vernunltiger 
sresen wärc, wenn man hior den Franken nio konnen gulern E 
ätto! (Schr richtig!) i 





orsitzender: Das "ort hat der Horr Abgeordnote Nicderländor. 


iöderländer: (Z.) Mcinc Damen und Herren! Nachdem ich nobon mei- 4 
ncm landwirtschaftlichon Berufc beinahe 30 Jahru als Rechner #9 
cinor Spar- und Darlcohnskasse tätig bin, habe ich schätzen \ 
gölernt, auf Grund meiner Erfahrungen, was diosco Kasso für 
eino Gomcindc bezw. sinen Kreis und Bezirk cinen Sogen und 
Yohltat goworden ist. Jch möchte Ihnen das kurz an Hand i 
oincs Beispieles unsorer Gemeinde anführen. Vor Gründung 
unsoror Kasse waren unsero Leuts gezwungen, stundenwcit zu | 

chen, um ihre Spargroschen anzulcgen und wenn sie cin Dar- 9 

ehen aufnshmen wollten. Unserc Gomeindc war damals so am; 9 
ich kann mich srinnern, wie damals die Landwirtschaft so i 
ticf stand, wo die Lendwirto 2.B. cin Stück Vich kaufen N 
vollten, sic dann dom Vichhändler, ich Mill sagen, dom . 
"ucherer, ausgslicfcrt murdon. Ja auch andere Leuto, dio \ 
sich oin Darlchen aufnchmen musston, sind ganz oraltig 
über die Ohren gchauen wordon. Verschicdeno Fälle kann ich 4 
anführen, wo dio Leute zu mir kamen und von mir nachprüfcn “ 
lichen, z.B. ihre Schuldscheine bezüglich der Berechnung h 
der Zinsen. Alls Leute sind ja nicht so varonlagt, um | 
ihre Zinsen genau nachrochnen zu können. Jch habs dio 
Sache geprüft. Jch habo in 3 Fällen füstgustollt, daß ; 
ihnen von ihren Göldgebern Rostschuldun noch ngofordert H 
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wurden, daß sie sogar noch bezahlen mussten, 'o sie in 1 
erde N schon zuvicl bezahlt hatten. $o haben damals = 
dio Yorhältnisss gestanden. Ungefähr 10 Jehro denach hat a 
unscro Gemeinde cinon derartigen Äufschwunz genommen, daß i 


ich sagen kann, sinon "onlstand bokane Dioson "ohlstand 


kann sio nur oinzig und allein der Kasse verdanken. Des- i 
halb möchto-. ich wünschen, daß diosen Spar- und Darlchns- 4 
kasson nichts in den "og golcht werde, um such weitorhin M 
noch zum Sugen der Allgemeinheit zu wirken! |} 
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Vorsitzender: Das "ort hat dor Herr Abgeordnete Reinhard. 


Reinhard: (K.P.) Meino Damen und Herren! Die Vorlage, dio 


nun schon zwi Tage zur Borat steht, boweist 'aufs 
Bestco dic Insinnigkoit dcs Versäillor Tortragos. S10 
boweist aufs Boste den Tahnsinn der Jmperialisten in 
allen Staaton, die zu derartigen Abmachungen geführt 
haben. Ammer wieder gi es sich, daß einzelne Völker- 
stämme, Völkerrassen unter der Parole Kohle, Eisen 
Petroleum unterdrückt werden! Millionen von Menschen 
werden gegeneinander gehetzt, damit einzelne ihre Ziele 
erreichen. Nenn heute diese Vorlage die man uns hier 
vorlegt, das Bestreben haben soll, wie es in der Be- 
gründung heißt, den "ährungsduslismus zu beseitigen, So 
er wir nicht dieser Begründung. "ir haben vielmehr 
ie Schöpfer der Vorlage in Verdacht, daß _ sie die Annexi- 
onsbestrebungen der französischen Jmperialisten fördern. 
"ir als Kommunisten kämpfen überall gegen die Unterdrük- 
ker der Arbeiter, wir kampfen gegen die Unterdrücker der 
Arbeiter im eigenen Lende, und kämpfen ganz besonders 
gegen die Jmperialisten, die dazu übergehen see | 
ganze Völkerrassen zu unterdrücken. "ir haben noch stets 
Bei daß wir auch dagegen ankämpfen, wenn man von 
eiten der deutschen Jmperialisten andersdenkende Völker- 
ressen unterdrücken wollte! "ir lehnen es mit aller Int- 
schiedenheit ab, daß hier die Regierungskommission in 
ihrer Vorlage diese Absicht der französischen Jnperia- 
listen unterstützen will. 

Des "eiteren vermissen wir in dieser Vorlage, daß 
die Bezüge der Kriegsrentner, Sozialrentner und die Löhne 
der Arbeiterschaft auf eine derartige Basis gestellt wer- 
den, die die Annahme einer er A 
chen würden. Das Gegenteil ist der Fall. 
kommission arbeitet mit allen Mitteln den französischen 
Jmperialisten, dem stärksten Unternehmer hier an der 
Saar, dem frenzösischen Grubenfiskus, in die Hände, um 


die Löhne der Arbeiter noch zu drücken. "ir sehen hieraus, 
daß es der Regierungskommission nicht darauf ankommt, hier 
etwas Gutes für die Bevölkerung zu schaffen, sondern hiersr 


ist der klarste Beveis geschaffen, daß diese Verordnung 
anderen Zwecken dienen soll; enn vorher angeführt mwur- 
de, daß die Bevölkerung schuld sei an der zkinführung des 
Frenken, stium.it das, aber nicht unter der Begründung, 
wie sie verschiedene Abgeordnete gegeben haben. Die 
Einführung des Franken hier war lediglich bedingt in 

dem Versailler BESTSSERFOTSENG, die politische 
Machtergreifung über das Saarbeckengeblet und die da- 
durch nachzuziehende wirtschaftliche Machtergreifung 

der größten "irtschaftsbetriebemusste naturgemäß durch 
Druck euf die schaffende Klasse auch zur Zinführung die- 
ses Geldes gelangen. Darüber zustreiten, ist rirklich 
zwecklos. 

"enn die Herren der nationalistischen Parteien 
9 durch die Binführung des französischen 
'ranken ihr Deutschtum gefährdet sei, so kann es mit 
diesem Deutschtum nicht weit her sein! Jch für mein 
Teil habe noch lieber ein englisches Pf und als einen 
Iranzösischen Franken oder eine deutsche lark! 

(Hört! Hört! - Echt kommunistisch!) 
Wenn die Herren Nationelisten ihr Deutschtum davon ab- 
hängig machen, vwelches Geld sie bekommen, so kann es 
damit nicht weit her sein. fch 
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Jch unterlasse es, darauf einzugehen, wie manche 
te Patrioten sich den Tährungsäualismus für ihren 
eldbeutel nützlich gemacht haben. Das treffende Bei- 
spiel hat gestern u.a. auch der Redner der Haus- und 
Grundbesitzerpartei abgegeben: Er gab zu verstehen, daß 
er dafür ist, daß die Mieter in Franken eingestellt wer- 
den, und zwar verlangt er als Mindestsatz die Miete oder 
die Höhe, die früher auf Goldmark eingestellt war, umge- 
rechnet l zu 1. ä&r betonte weiter, daß sie die Steuer 
aber in Mark zahlen wollten, Hieraus sehen wir, daß es 
das Bestreben der Besitzenden ist, auf diese Art und 
"reise nach wie vor die größten Lasten, die innerhalb die- 
ses Gebiets aufzubringen sind, der Arbeiterklasse aufzu-" 
wälzen, Denn dieses sind nur die Gründe, weshalb man 
sich so fest für die Beibehaltung des "ährungsdualismus 
ins Zeug, gelegt hat«, "enn ich hier anführen darf, daß, 
nachdem der "ährungsdualismus zur höchsten Blüte ge-- 
langt war, diejenigen, die am meisten in der Oeffent- 
lichkeit gegen das französische Zahlungsmittel Stumm 
Bepaten waren, em meisten Profit in die Tasche gestackt 
ben, insbesondere die Bankinstitute, die "echselstel- 
len, die Bro Geschäftswelt, haben es verstanden, rie- 
sige Frankengeviinne zu machen. Die Arbeiter, die in 
Franken entlohnt wurden, hat man ungeheuer über die 


Ohren gehauen, man hat ihnen niemals den Tert ausbezahlt, 
wie der offizielle Kurs stand. Der Redner der sozialde- 
mokratischen Partei betonte mit Recht, daß in dieser 
Richtung Manches und Vieles gesündigt wurde, daß die 
Herren PFatrioten aw der Geschäftswelt sogar bei dem 
Sturz des Franken oder bei der Emvorschnellung der llark 
wieder schnell hingingen und ihre Preise im Mark umzeich- 
neten. Sie haben stets gerechnet, von Minute zu Minute, 
wie sie am meisten Profi“ aus den Knochen der schaffen- 
den Bevölkerung herausschlagen könnten, Sie haben bis- 
her am besten bewiesen, was Patriotismus eigentlich be- 
deutet! Das !iort Patrlotismus, das man immer wieder als 
Schlagwort für die Arbeiterkasse benutzt, es hat schon 
soviel Unheil über die Menschheit gebracht 
daß Millionen und Abermillionen von Menschen immer wieder 
ante: gehetzt werden! Das "ort Patriotismus be- 
nutzt man immer wieder, um den Geldbeutel der Arbeiter 
leer zu machen. Das haben wir hier sm besten erfahren, 
iienn gestern auf die Ausführungen des Iranzösischen 

Politikers Dariac ein egangen wurde, so haben wir die 
Praxis schon. Durch die Vorlage sollen diese kusfüh- 
rungen hier in die Tat umgesetzt werden, Man 
versucht ferner, Gewerkschaften zu gründen, die die Be- 
strebungen der Iranrösischen Jmperialisten unterstützen 
sollen. Es ist richtig, wenn hier gesagt wurde, daß 
Becker und Krämer dieses Ziel haben. Deshalb haben auch 
wir Kommunisten stets Recht, weun wir sagen, ein jeder 
Kampf der Arbeiter wird von der herrschenden Klasse 
rasch ausgeschlachtet-. Es ist oftmals bewiesen wor- 

en von den Gewerkschaften, daß sie einen rein wmirt- 
schaftlichen Xampf führen ge;zen die französischen Ge- 
waltpolitiker- Men will den Kampf umtauf'sn, man will. 
ihn politisch stempein, man will auf Grunä der politi- 
schen Gewalt Cie Arbeiterklasse niederknebeln. 

“Ir als Arbeiter haben keine Ursache, den impe- 

rialistischen Bestrebungen irgendwie entgesenzukommen. 
Die famose Zuchthausverordnung der Regierungskommission 


bedeutet einzig und allein PraSı De ERBEN die 
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ärbeiterschaft.i\an glaubt dadurch die Arbeiterklasse mundtot 
zu mächen. 


Vorsitzender: Herr Reinhard.sprechen Sie doch zur Währungsfrage ‚Sie 
kommen ja ganz vom Theme ab. 


Reinhard (K,.P,.):Danke schön,Herr Vorsitzender,das was ich ausführe 


gehört unbedingt zur Währungsffage.Um das zu begründen,mß ic 
es meiner Meinung näch anführen. | 


Vorsitzender: Sie muten Ihren Kollegen wirklich zu viel _zu,wenn 
ie jedesmal Ihre kommunistischen Programnreden halten;ich rufe 
Sie deshalb zur Sache. 


Reinhard (K.P.):Ich denke dem Herrn Vorsitzenden für seine Äuführungen 
aber ich habe noch nicht gesehen,daß die Herren hier von den 
kommunistischen Programm irgend etwas ahgenommen hätten,sonst 
wäre batsächieh eine andere Arbeit im Landesrat zu sehen,im 
Interesse der Arbeiterschaft!Um nun zum Schluß zu kommen, 


| Bravo - 
ich habe erwähnt,daß die Maßnahmen einer Pegierung die durch 
Imperiallisten gezogen werden,uns als Arbeiter zu denken eben 
müssen. Ich habe vorhin gesagt,daß wir uns gegen die Unterdrük- 
ker wehren,und insbesondere gegen die Unterdrücker,die von ei- 
nem anderen »taat hierher gexnmmen sind.Aus allen diesen Grün- 
den,weil die Vorlage auch nicht im Geringsten den Interessen 
der Arbeiterschaft entspricht,lehnen wir diese Vorlage ab. 


Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Scheuer-St.Jngbert. 


Scheuer (Z.):Meine Damen und Herren!Die uns heute beschäftigende Vor- 
lage ist zweifelsohne auch für das Baugewerbe und damit zusan- 
menhängend für das Wohnungswesen von der schwerwiegenästen Be- 
deutung-Die »2aärregierung hat s.Z2.die Zuschüsse aus dem Reich 
zu Wohnungsbauten unmöglich gemacht und die Bezuschussung sel- 
ber in die Hand gensmmen.Nachdem die Frage das Stadium der Er- 
wägungen und bürokratischen Voraussetzungen hinter sich hatte, 
setzte die Kapitalbeschaffung,wenn auch nicht in besonders flot- 
tem Tempo,so &ber doch in leidlich befriedigendem Umfange ein. 
Aber gar bald,scehon Ende des vorigen Jahres,ging der Regierun 
der Atem aus,und die Wesuche der letzten Monaten 1922 wurden 
auf 1923 verwiesen. Als dann anfangs dieses Jahres ein umfang- 
reiches Bauprogremm veröffentlicht wurde ,das z.B. für St.Jngbert 

Häuser vorsah.erfuhr die Zaulust eine neue Belebung,und Zau- 
lustige wie Handwerksmeister gingen unter Aufwendung ihrer ei- 
enen lüttel und Kredite an die Ärbeit,in der Hoffnung,daß_ die 
uschüsse nicht reg nn. auf sich warten lassen würden. Diese 
Hoffnung erfuhr dann insofern eine erste eek een Yan: denn 
bekannt gegeben wurde,daß die Regierung heuer keine Zuschüsse 
gebe ,sondern nur Hypotheken vermittele.Als immer noch nicht ab- 
zusehen war,wann d’ese Hypothekengelder endlich zu erhalten sei- 
en,versuchten Baulustige,Sich direkt Be elder zu be- 
schaffen ,und zwar aul einen gegebenen Wink hin bei elsässischen 
Banken.Die von diesen eröffneten Aussichten waren anfänglich 
durchaus nicht schlecht.Es hieß,daß wenn eine gesetzliche Ge- 
währ dafür gegeben sei,daß die beliehenen Häuser im Falle einer 
Zwangsversteiegerung nicht in \ark,sondern in Franken angesetzt 
würden,daß dann Gelder sozusagen in beliebiger Höhe zur Verfü- 
ıng stehen würden.Da kaum noch ein Zweifel darüber besteht ,daß 
je Regierungskommission die Währungsfrage in einer Weise lösen 
wird,welche die erwähnte,von den Banken geforderte Gewähr bie- 
tet,klopften die Baulustigen bei den Banken dieser Tage wieder 
an und erhielten dabei einen Bescheid,der alle Hoffnungen auf 
private Kapitalbeschaffung mit einem Schlage vernichtet.Äuf ein 
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Haus : zum Kostenpunkt von 20 000.-Franken sollen ganze 3000. - 
Franken gegeben werden. Damit schwindet jede Aussicht,auf diese 
Neise a ZU beschaffen und es bleibt aebe nur die eine 
Hoffnung,daß es der Negierung gelingen I ie !rage_ der Geld- 
beschaffung tatkräftig und,was ebenso wichtig ist,möglichst 
rasch zu lösen. Auf_die Augen der Regierungs ommission sind > 
richtet die Augen all der Bauenden,die da einen Neubau in me 
oder weniger fortgeschrittenen Zustand stehen haben.Auf die Re- 
rn skommission sind gerichtet die Augen der Handwerksmeister, 
je mit den Ärbeiten an diesen Häusern zum Teil ihren ganzen Kre- 
dit eingesetzt haben und in ihrer weiteren Existenz direkt davon 
abhängen,die Melder für die gelieferten Arbeiten so rasch als 
een hereinzubekrmmen.Ob die im Rohbau dastehenden Häuser 
baldigst fertiggestellt oder wer weiß noch wie lange als trau- 
ne eichen unsererzerfahrenen \iirtschaftsverhältnisse ihrer 
Vo hen sollen,ob die Behebung der Wiohnungsnot durch 
Fertigstellung der Bauten weiter gefördert werden oder zum Still- 
stand kommen scll.ob Handwerk und Gewerbe durch prompte Bezah- 
lung ihre Lieferungen in die lage kommen weiter zu arbeiten,das 
alles hängt in erster Linie davon ab,ob die Hegieı zu erträg- 
lichen Bedingungen Gelder verschaffen kann oder nicht.So wichtig 
aber wie die Hilfe selbst,so wichtig ist,wie gesagt,daß sie, 
rasch komt.Es ist dringend zu wünschen,daß die Angelegenheit 
nieht noch wochen-und monatelang hingeschleppt,sondern in der 


he ie rede und flotten Weise zufriedenstellend gelöst wir! 


die alle Interessenten Herrn OÜberregierungsrat Kuchenbeker nach- 
rühmen,soweit dessen lütwirkung in Frage kommt.Der Schaden ist 
nicht äauszudenken,der entstehen würde,wenn mangels Baugelder der 
Sommer ,die eigentliche Bauzeit vorübergehen müßte,ohne zur Fer- 
tigstellung der Neubauten ausgenützt werden zu können. Ich bitte 
deshalb den Herrn Staatskommissar dringend,sich für rascheste 
grLelignng der ängelegenheit bei der Regierung verwenden zu wol- 
en. 


( Brevo ! | 
Vorsitzender: Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll ! 


Schmoil ( V.f£f.H.u.L.): Meine Damen und Herren! Ich habe nur die Ah- 
sicht,eine Bemerkung des Herrn Reinhard richtig zu stellen. lei- 
der ıst er nicht mehr hier.Ich habe gestern nicht gesagt,daß 
wir die Miete in Franken verlangen und die »teuern dagegen in 
Nerk zahlen wollen.Vas ist nicht wahr. 


Vorsitzender: Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.Ich schließe des- 
alb die Despreehung und wir treten in die Abstimmung ein. Die 
eschlüsse der Kommission sind in dem Veroränungsentturf,der Ih- 

nen zuletzt mugegengen ist,zusammengefasst,Der Herr Berichter- 
stetter,Abgeordneter Becker,hat in seinen Ausführungen einige 
kleine redaktionelle Änderungen dieses Entwurfes vorgetragen. 
Er hat des leiteren heute WYormittag in seinen Ausführungen noch 
den einen oder anderen Antrag zu den Anlagen dieses Verordnungs- 
entwurfes vorgetragen und begründet. Es hat sich aus 
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der Versammlung heraus kein "iderspruch gegen den Ver- 
cerdnungsentwurf, so wie ihn die Kommissicn bearbeitet 
hat, noch gegen die Anträge ergeben. Der Antrag, den 
Herr Kiefer vorhin eingereicht hat, deckt sich wirk- 
lich mit dem des Herrn Becker. Jch frage, ob Sie über 
die einzelnen Paragraphen abstimmen wollen, oder ob $ie 
damit sinverstanden sind, daß wir den Verordnungsart- | 
wurf, sowie die Anlagen 1 und 2, nebst den Jhnen be- 
reits schon bekannt gegebenen Anträgen einschließlich 
des Antrages, den mir soeben Herr Fuchs gegeben hat, 
und den ich verlesen werde, en bloc annehnen wollen. 
Der Antrag des Herrn Fuchs lautet: 
| "& 4 des Verordnungsentwurfes. Für den Fall, | 
daß der $ 3 Gesctz werden sollte in der Fom 
des Entwurfes der Regierungskommission, wird be- 
antragt, Gas "ort " Danken" ‘durch das ort 
"Geldinstitute" zu ersetzen. " Ä 
Damit kemnen Sie die sämtlichen Anträge. "er 
dafür ist, daß wir den Verordnungsentwurf mit den bei- 
den Anlagen sowig den Jhnen vorgetragenen Kkenderungen 
en bloc annehmen wollen, möge sich erheben. Es erhebt 
sich niemand, der Entmirf ist somit mit 22 Stimmen ein- 
stimmig abgelehnt; 





Vorsitzender: Das "orthat der Herr Abzeordnete Schmolls 


Schmoll: (H.u.L.) Jch bin selbswverständlich damit einver- 
standen, daß wir die Verordnung en bloc annehmen. Jch 
unt;rscheide mich ja in Bezug auf die Anträge mur durch 
einen Antrag, den ich zu $ 5 gestellt habe, und zwar 
ins» Ihaatı 1 hinter Devisor die "orte einzuschieben; | 
"bei "eglassung aes Devisors". Jch bezwecke damit, daß | 
wir bei der Umstellung des gesumten "Tirtschaftslebens | 
auf dem Franken und der allmählichen Hebung des saar- 
ländischen Preisniveaus auf das lothringische Preisni- 
veau auch mit der Miete nicht zurückstehen dürfen. Das 
Mindeste ist, daß ir dis Friedensmiete in Mark bei 
diesen Verhältnissen heute in Franken bekommen müssen. 
Das verlangen wir, und das soll erreicht yerden durch 
das Einschicben der "orte bei $ 5 Absatz l. Jch darf 
vielleicht noch dazu sagen, daß die heutige Miete etvra | 
1/19 der lothringischen Miete beträgt und | 

-daß die heutigen Mieten etwa 3 Prozent | 
der ER Ausgaben für die Lebenshaltung betragen. Das 
hat der Vorsitzende der Oberpreisprüfungskommission, 

Herr tt vor einigen Jagen noch ausgerechnet. 

‚es ist ein außerordentlich geringer Satz, 3 Prozent, 
wenn Die bedenken, daß früher 15 Prozent für die Mieten 
aufgewendet worden sind. Sie dürfen schon dazu über- 
gehen, die Mieten den Verhältnissen etwas anzupassen. | 
"jr sind damit zufrieden, wenn die Anpassung nicht voll- I 
ständig in der "eise erfolgt, daß Marker en angenom- | 

men wird, wie das hier bei den anderen gesetzlichen 
Vorlagen üblich ist ch bitte Sie, diesen Zusatz an- 
zunehmen und steile hiermit den Antrag» 
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Vorsitzender: Sie haben den Antrag des Herrn Schmoll gehört. 
"Unscht noch jemand das "ort.- Das "ort hat der Abse- 
ordnete Reinhard. 








— nn 1 m oo men . 


Reinhard (K.P.): Jeh bitte die übrigen Parteien, den Antrag 
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des Herrm Schmoll abzulehnen, da er dazu dient; die ein- 
we Interessen einer Klässe hier im Besonderen zu 
berücksichtigen) | 


Vorsitzender: "ler für den Antra Schmoölt ist, möge sich erheben.- 
err Schmoll erhebt sich alleins- Der Antrsg ist mit al- 
dan gegen die Stimne des Herrn Schmoll abgelehnt; 


Kiefer (Z.): Jch bitte, in eine kurze Vertagung einzutreten zwecks | 
Formulierung des Gutachtens. i 


Vorsitzender: Sie sind dafür, dsß wir eine kurze Pause eintreten 
assens Jch vertesge die Sitzung auf 10 Minuten. 


Pa. 


Vorsitzender: "ir fahren fort in unserer Besprechung: . Das Tlort 
at der Abgeordnete Kiefer. 


Kiefer (Z.): Meine Damen und Herren! Die Parteien des Lendes- 
rats, mit Ausnahme der Kommunistischen Partei, die für 
sich selbst ein besonderes Gutachten abgeben wird, werden 
folgendes Gutachten schriftlich abgeben: 


5 Der Lendesret lehnt die Vorlage der Regierungs- 
kommission, durch die der französische Franken als 
alleiniges gesetzliches Zahlungsmittel im Saargebiet 
eingeführt werden soll, aus folgenden Gründen ab: 

sch $ 3 Abs.1 der ählage zu den Artikeln 45-50 
des Versailler Vertrages) Teil II sollen die Gesetze 
und Verordnungen, die im Saargebiet am l1lı November 
1918 (mit Ausnahme der mit Rücksicht auf den Kriegs- 
zustand ‘getroffenen Bestimmungen) weiterhin in Kraft 
bleiben. 

Zu diesen Gesetzen gehören auch die deutschen 
Münzgesetze. Vnr allem das Gesetz vom 9. Juli 1873, 
in der Fassung vom l.Mai 199. Zine Aufhebung die- 
ses Gesetzes, durch das die deutsche "ährung als ge- 
setzliches Zahlungsmittel aufgehoben wird, wider- E 
ng, den Bestimmungen des Versailler Vertrages i 
über das Saargebiet. Nach $ 32 unterliegt der Um- ) 
lauf des französischen Franken 'im Saargebiet keinem 
Verbot und keiner Beschränkung. Der französische 
Staat ist berechtigt, sich bei allen Käufen und Zah- 
lungen und bei allen Verträgen über die Ausbeutung 
der Gruben und ihrer Nebenanlagen sich des franzö- Ä 
sischen Geldes zu bedienen, Damit ist klar ausge- N 
drückt, daß das französische Geld nur unter bestim- 4 
ten Voraussetzungen neben der deutschen "ährung als | 
Zahlungsmittel im Saargebiet zugelassen ist. | 

“enn auch nach allgemeinen Gesichtspunkten, oder. i 
um die nach $ 23 Abs.I in Kraft bleibenden deutschen | 


Gesetze und Verordnungen mit den Bestimmungen des 
Versailler Vertrages in Einklang zu bringen, die Re- 1 
gierungszommission zu Aenderungen von Gesetzen be- ı 
rechtigt ist, so würde die Einführung des französi- j 
schen Franken als alleiniges gesetzliches Zahlungs- 
mittel praktisch die Aufhebung des $ 32 des Saar- 
Statuts bedeutens .Zu einer solchen Aenderung des 
Versailler Verirages sind aber nur die naturmachte 
und nich omnmisslon berechtigt. 


t die 
Die Vorlase em Geiste und Sinno 


des 
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des Versailler Vertrages der das Saargebiet als 
Abstimaungszebiet charakterisiert hat: Die Ein- 
führung der französischen "ährung als gesetzliche 
Währung schafft eine Tatsache; die ae elgne) ist 

im Jehre 1935 bei der Entscheldung der chicksals- 
frage des Saargebietes durch 'den Völkerbund in die 
Tagschale geworfen zu werdeni " | 


Das ist unser schriftliches Gutachten, Mündlich haben mir 
dem folgendes hinzuzufügen! | 


; Sollte die Regierung entgegen der grundsätz- 
lichen Haltung_der Parteien die Veroränung doch 
Gesetz werden lassen, dann ersuchen wir sie von 
dieser Stelle aus die von der Kommission und in 
der heutigen Sitzung gegebenen Ratschläge unbe- 
dingt zu berücksichtigen. Das ist das Geringste, 
was wir von der Regierung erwarten. "ir müssen 
auch verlangen, daß, falls das Gesetz "irklichkeit 
wird, unbedin t cine lange Frist BE ge- 

eben wirds Jm übrigen gilt unser Gutachten als 
bstimmung." 


Vorsitzender! "er mit dem von Herrn Kiefer 'vorgetragenen Butachten 
einverstanden ist, möge sich erheben. 
Es erheben sich alle Mitglieder mit Ausnahme der 
Kommunisten. 
| Das Gutachten ist angenommen mit allen gegen 2 Stim- 
mens | 
Vorsitzender: Das Tlort hat der Herr Äb.reordnete Heligen. 


Helfgen (K.P.) Meine Damen und Herren! "ir sind im großen und 
ganzen gemäß auch unseren Ausführungen, die gemacht wurden, 
entscLieden gegen die Vorlage, Die kommunistische Partei 


gibt daher folgendes Gutachten ab: 


3 Der Verordnungsentwurf der Regierungskommission 
wird abgelehnt, da in dem betrefienden Intwurf in 
keiner "eise ‘die Jnteress»n der besitzlosen Klassen 
gewahrt sind. 

Insbesondere sind die Jnteressen der Kriegsren- 
Genemplän er sowie der Sozialrentner nicht genügend 
berücksichtigts, 

Femer bedeutet die Vorlage einen Verstoss gegen 
den Vertrag von Versailles, auf welchen die Regie- 
Eu skonmsssion in sonstigen Fällen sich stets be- 
ruft. | 

Des weiteren versucht die negierungskommission 
durch die Vorlage den Annexionsbestrebungen der 
iranzösischen Jmperialisten Vorschub zu leisten. 
Die kommunis tische Partei wird diese Bestrebungen 
mit aller Entschiedenheit und mit allen ihr zu Ge- 
bote stehenden Mitteln bekämpfen. " | 


Meine Damen und Herren! "ir sind der Auffassung wie 
die übrigen Parteien des Landesrats. Faıls die Regierung über 
den "illen des Landesrats hinaus diese französische "ährung 
als solche einführen will, so möchten auch wir die Regie- 
rungskommission ersuchen, den Kommissionsentwurf in Anwendung 
kommen zu lessens "ir bitten, falls er Gesetz wird, daß 
unter allen Umständen in dem Gesetz den Kriegsrentenemplän- 
gern und Altpensionären usw. ihre Existenz ermöglicht wird. 
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Das ist der Standpunkt, den die lommunistische Partei { 
als solche einzufügen hats H 
Vorsitzender: Ver für das Gutachten der Kommunistischen Partei 1 
ist, 2 sich erheben. _ Ki a N 
is erheben sich die £ Mitelieder der Kommunistischen 
Partei.» j Se 
we % Das Gutachten ist somit gegen diese 2 Stimmen abge- 
ennte # 
"ir sind damit am Schlusse unserer Tagesordnung 45 
angelangt, “ortmeldungen liegen nicht mehr 'vor. 
Der Entwurf ist somit verabschiedet. 


Jch schließe die Sitzung; (12 Uhr 30 Minuten). 
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